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Mittelfristige Finanzplanung und Änderungen bei der Grunderwerb­
steuer 

Aufgrund der Bitte der Fraktion der AfD vom 12. Oktober 2018 wird zu 
dem Thema "Mittelfristige Finanzplanung und Änderungen bei der 
Grunderwerbsteuer" wie folgt Stellung genommen: 

a) Welche konkreten Pläne hat die Landesregierung zur Neugestaltung 
der Grunderwerbsteuer? 

Die nordrhein-westfälische Landesregierung hat im September 2017 die 
Bundesregierung mit einem Entschließungsantrag im Bundesrat aufge­
fordert, einen Gesetzesentwurf zur Einführung eines Freibetrages bei 
der Grunderwerbsteuer vorzulegen. Damit sollen die Bürgeril1nen und 
Bürger - insbesondere junge Familien und Haushalte mit geringerem 
Einkommen auch im Interesse der Altersvorsorge - in die Lage versetzt 
werden, künftig wesentlich leichter und günstiger Häuser oder Wohnun­
gen zur Selbstnutzung zu kaufen oder zu bauen. 

b) Wie hoch soll die Entlastung sein? 

Die Höhe der Entlastung hängt von der konkreten Ausgestaltung einer 
Änderung des bundesgesetzlichen Grunderwerbsteuerrechts ab. 

c) Wann plant die Landesregierung die Einbringung eines entsprechen­
den 
Gesetzentwurfs? 

Die Beratungen auf Bundesebene zu dem von der nordrhein-westfäli­
sehen Landesregierung eingebrachten Entschließungsantrag dauern 
noch an. 
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d) Ab wann soll die Entlastung erfolgen? 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens hängt von der konkreten Ausgestaltung 
einer Änderung des bundesgesetzlichen Grunderwerbsteuerrechts ab. 
Regelmäßig sind Gesetzesänderungen erst auf Erwerbsvorgänge an­
wendbar, die nach dem Inkrafttreten der entsprechenden gesetzlichen 
Regelungen verwirklicht werden. 

e) In welchem Umfang hat die Landesregierung in der Mittelfristigen 
Finanzplanung bis 2022 bereits diese Entlastung bei der Grunderwerb­
steuer eingeplant? 

Die konkrete Ausgestaltung einer Änderung des bundesgesetzlichen 
Grunderwerbsteuerrechts bleibt abzuwarten 

~~ 
Lutz Lienenkämper 
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